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Der Bund krebst bei der 
Fernmeldeüberwachung 
zurück – aber bei weitem 
nicht genug für die Anbieter. 

Martin Wilhelm

Die Meldung sorgte für Aufregung: Wer 
im WLAN eines Cafés surfen wolle, 
müsse künftig wohl Name, Geburts-
datum und Beruf preisgeben. So liessen 
sich jedenfalls neue Vorschriften für die 
Fernmeldeüberwachung interpretieren, 
die der Bundesrat im Frühling in die Ver-
nehmlassung gab. Inzwischen ist die 
entsprechende Bestimmung in der Ver-
ordnung über die Überwachung des 
Post- und Fernmeldeverkehrs aber ent-
schärft worden, wie Nils Güggi vom im 
Justizdepartement angesiedelten Dienst 
Überwachung Post- und Fernmeldever-
kehr (Dienst ÜPF) bestätigt. 

Die Nutzer von öffentlichen WLAN 
sollen sich nur identifizieren müssen, 
wenn diese von professionellen Anbie-
tern betrieben werden. Erfasst ist also 
das öffentliche WLAN der SBB, das von 
der Swisscom betrieben wird, nicht aber 
jenes, das der Betreiber des Cafés um 
die Ecke selber eingerichtet hat. Eine 
Registrierung mit Namen oder Ausweis 
ist auch bei den professionellen Anbie-
tern nicht nötig. Wohl aber muss sich 
mittels Mobiltelefon, Kreditkarte, Flug-
ticket oder Zimmernummer identifizie-
ren, wer bei diesen surfen will.

Wo genau die Trennlinie zwischen 
den «professionellen» WLAN-Betreibern 
und allen anderen verläuft, ist aber noch 

nicht ganz klar. Nach Ansicht des Justiz-
departements soll Hotel A, dessen Infor-
matiker ein eigenes Netz einrichtet, die 
Nutzer nicht identifizieren müssen. Ho-
tel B, das den Betrieb des WLAN an die 
Swisscom ausgelagert hat, hingegen 
schon. Doch was, wenn Hotel C sich das 
WLAN durch die Swisscom einrichten 
und warten lässt, Letztere aber nicht als 
Betreiberin auftritt? Das Justizdeparte-
ment verteidigt die getroffene Lösung 
als verhältnismässig und verspricht, 
sinnvolle Abgrenzungen vorzunehmen.

Anbieter lobbyieren weiter
Unternehmen aus der Telecom- und der 
IT-Branche versuchen derweil, dem 
Bund weitere Zugeständnisse abzurin-
gen. Die UPC gibt auf Anfrage an, die 
Verwaltung sei auf die wesentlichen Ein-
wände der Branche nicht eingetreten, 
und bestätigt damit einen Bericht der 
«Basler Zeitung» vom Mittwoch, wonach 
Fernmelde anbieter die überarbeitete 
Verordnung scharf kritisieren. Einwir-
ken können die Unternehmen noch auf 
die Mitglieder der Rechtskommissionen 
des Parlaments, die sich zum Entwurf 
äussern können. Danach wird der Bun-
desrat abschliessend entscheiden.

Neben der Identifizierungspflicht für 
öffentliche WLAN monieren die Anbie-
ter, dass der Entwurf nach wie vor un-
klare Begriffe enthalte, technisch Un-
mögliches fordere und über den Rah-
men des neuen Bundesgesetzes betref-
fend die Überwachung des Post- und 
Fernmeldeverkehrs (Büpf ) hinausgehe. 
Güggi sagt hingegen, man sei den betrof-
fenen Branchen bei zahlreichen Bestim-
mungen entgegengekommen.

WLAN-Nutzer müssen sich doch 
nicht in jedem Café identifizieren

Ärzte stehen im Verdacht, 
gewisse Leistungen zu hoch 
zu verrechnen. Wird ein 
Machtwort aus Bern helfen? 

Raphaela Birrer

Wer am lautesten ruft, wird erhört: Mit 
dieser Formel lassen sich die zähen Ver-
handlungen zum Ärztetarif Tarmed zu-
sammenfassen. Seit Gesundheitsminis-
ter Alain Berset (SP) beschlossen hat, in 
den Streit um die Vergütung ambulanter 
Leistungen einzugreifen, warnten Spe-
zialärzte und Spitäler in dramatischen 
Appellen vor den Folgen. Der Tenor: 
Ihre Einbussen würden sich negativ auf 
die Patienten auswirken, indem etwa 
ärztliche Beratungen gekürzt würden. 
Mit seinem Entscheid vom Mittwoch hat 
der Bundesrat die Klagen teilweise er-
hört. Er will die Vergütungen nun statt 
um 700 nur um 470 Millionen Franken 
kürzen. Nötig wurde das Machtwort, 
weil sich Ärzte, Spitäler und Kranken-
kassen nicht auf eine Anpassung der ver-
alteten Tarifstruktur einigen konnten.

Es ist der Versuch einer Kostendämp-
fung in einem Gesundheitssystem, das 
jährlich über 70 Milliarden Franken ver-
schlingt. Doch nach Ansicht von Ge-
sundheitsökonomen werden Bersets 
Sparmassnahmen keinen kostendämp-
fenden Effekt erzielen. Umstritten sind 
insbesondere die Korrekturen bei den 
Leistungen in Abwesenheit des Patien-
ten. Ärzte dürfen unter dieser Position 
beispielsweise das Aktenstudium oder 
Gespräche mit Physiotherapeuten ver-

buchen. Die ambulanten Mediziner ste-
hen im Verdacht, diese Leistungen zwar 
zu verrechnen, aber nicht immer zu er-
bringen. Neu dürfen die Ärzte dafür 
höchstens noch 30 statt 60 Minuten pro 
Quartal geltend machen. Das sei nur 
Kosmetik, kritisieren Experten, schliess-
lich sei die Ärzteschaft an der Sicherung 
ihrer bisherigen Einnahmen interes-
siert. «In einem Tarifsystem mit über 
4000 Positionen werden Ärzte und Spi-
täler Schlupflöcher suchen, um die Aus-
fälle zu kompensieren. Die Chance, dass 
470 Millionen Franken eingespart wer-
den können, ist deshalb gering», sagt 
etwa Gesundheitsökonom Willy Oggier. 

Stundenansatz vorgeschlagen
Comparis-Krankenkassenexperte Felix 
Schneuwly stellt angesichts «dieses un-
würdigen Spiels» das ganze Tarifsystem 
Tarmed zur Disposition. «Es wäre sinn-
voller, wenn die Ärzte mit einem Stun-
denansatz abrechnen würden. So könn-
ten die erbrachten Leistungen und das 
Material transparenter aufgelistet wer-
den.» Auch Gesundheitsökonom Heinz 
Locher hält den Ansatz für prüfenswert. 
«Für die Patienten wäre das auf jeden 
Fall nachvollziehbarer als der Tarmed-
Dschungel.»

Trotz der Kritik halten die Experten 
Bersets Eingriff für richtig, weil der In-
nenminister damit ein Zeichen setze. 
«Spätestens jetzt muss den Ärzten klar 
sein, dass sie nicht beliebig mit den Kos-
ten im Gesundheitswesen spielen kön-
nen», sagt Oggier. Was die Ärzteschaft 
vom Entscheid des Bundesrats hält, will 
sie heute an einer Medienkonferenz 
 erläutern. 

Berset will Schlupflöcher  
der Mediziner stopfen

Andres Marti 
Schönbühl BE

Am Rednerpult vor den Stallungen hängt 
die Schweizer Flagge. Dahinter steht der 
Leiter der Pferdeauktion und schwitzt. 
Bereits zum dritten Mal muss er an die-
sem Donnerstagmorgen die Regeln er-
klären, auch auf Französisch. Diese lau-
ten: Für die Pferde dürfen die Interes-
senten maximal 500 Franken über den 
offiziellen Schätzwert bieten. Danach 
entscheidet das Los. Das ist bei den ers-
ten zehn Pferden bislang jedes Mal der 
Fall gewesen, denn das Interesse an der 
Auktion ist riesig: Aus der ganzen 
Schweiz sind Pferdezüchter, Bauern, 
Tierschützer und Schaulustige angereist, 
um der Auktion im Kompetenz zentrum 
des Armee-Veterinärdienstes in Schön-
bühl BE beizuwohnen. 

Der Verein gegen Tierfabriken, eine 
radikale Tierschutzorganisation, nutzt 
das Interesse der Öffentlichkeit für eine 
Plakat-Protestaktion vor dem zum Park-
platz umfunktionierten Truppenübungs-
platz. Die Aktion kommt nicht bei allen 
Besuchern gut an, die kleine Gruppe 
wird teilweise heftig beschimpft. 

Keine Schlachtung
Vor dem Eingang des Areals hat die Ar-
mee auf einer Infotafel die Fotos und 
Nummern aller Pferde ausgestellt. Eine 
Frau aus Solothurn notiert sich die Num-
mer einer braunen Stute. Darauf will sie 
später bieten, wie sie sagt. Die Preise fin-
det sie «fair». Ein Pferdezüchter aus dem 
Aargau findet sie hingegen eher zu tief. 
Er gibt allerdings zu bedenken, dass man 
ohne Kenntnis des Alters, des Ausbil-
dungsgrads und der Krankengeschichte 
«die Katze im Sack» kaufe.

Insgesamt sollten gestern 80 Pferde 
verkauft werden. Vier Personen hatten 
vor der Verkaufsaktion den Behörden 
nachweisen können, dass 13 der in He-
fenhofen TG gehaltenen Pferde ihnen ge-
hörten. Bei den restlichen konnte die 
Herkunft nicht mehr geklärt werden. 
Entsprechende Papiere der Tiere vor 
ihrer Zeit bei der Armee gibt es keine, 
ebenso sind Alter und Ausbildungsgrad 
meist unbekannt. Es gelte deshalb: «Ge-

kauft wie gesehen», so der Moderator. 
Wer kein Halfter besitze, könne von der 
Armee eines für 50 Franken beziehen. 
Das wird vom Publikum mit Gelächter 
quittiert. Zwischendurch gleicht die 
Stimmung einem Volksfest. Der Bären, 
die urchige Beiz der Armee-Anlage, 
macht wohl den Rekordumsatz ihrer Ge-
schichte. 

Bei Pferd Nummer  4, einem stattli-
chem Hengst, schnellen viele Hände in 
die Höhe. 25 haben das Höchstgebot von 
1900 Franken abgegeben. Nun muss das 
Los entscheiden. Der Gewinner muss da-
nach seine Identität angeben, einen 
Kaufvertrag unterschreiben und bar be-
zahlen. Mit seiner Unterschrift verpflich-
tet er sich ausserdem, das Pferd nicht 

zum «Verwendungszweck der unmittel-
baren Schlachtung zu erwerben», so 
steht es im Vertrag. 

«Die sehen doch gut aus»
Unter den Bietenden sind auch Organisa-
tionen wie Pferde in Not und Stinah (Stif-
tung für Tiere in Not Animal Help). Sie 
bieten fast immer mit – was nicht sehr 
gut ankommt. «Als Privater hat man 
kaum eine Chance», sagt ein Mann. 
Wenn das Los entscheide, seien die mit 
mehreren Personen mitbietenden Tier-
schützer im Vorteil. Mit diesem Vorge-
hen sicherten sie sich zahlreiche Tiere. 
Eine Frau von Pferde in Not sagt, sie hät-
ten 300 Interessenten gefunden, welche 
die Pferde aufnehmen würden. 

Nicht alle Pferde sehen schlecht aus – 
frisiert und gewaschen sind sie alle. 
Einer der Pferdezüchter sagt angesichts 
der sauberen Tiere ungehalten, das sei 
ein «Riesentheater». Die Tiere sähen 
doch gut aus. Den ehemaligen Halter der 
Pferde, Ulrich  K., habe man «fertigge-
macht», dabei geschehe andernorts viel 
Schlimmeres.

Der Halter der Tiere war vergangene 
Woche von der Thurgauer Polizei in Ge-
wahrsam genommen worden. Dies, 
nachdem publik geworden war, dass auf 
seinem Hof mehrere Pferde verendet wa-
ren. Weitere Tiere waren abgemagert 
und in schlechtem Zustand. Der Mann 
befindet sich nun in einer fürsorgeri-
schen Unterbringung.

Tierschützer verärgern 
Pferdefreunde
Die Rösser des Tierquälers von Hefenhofen TG sind versteigert worden. Viele gingen an Tierschützer.

Die Interessierten waren in Schönbühl BE bereit, die «Katze im Sack» zu kaufen. Foto: Anthony Anex (Keystone)

Wem klingeln bei 
den Namen Cura
futura und H+ die 
Ohren? Es handelt 
sich um die beiden 
Verbände, die 
diesen Mittwoch 
am dezidiertesten 
 reagierten, als der 

Bundesrat eine Kürzung der Ärztetarife 
beschloss. Curafutura als Dachverband 
der Krankenkassen spendete viel Lob, 
der Spitalverband H+ hingegen warnte 
vor schädlichen Folgen. In den Schlag-
zeilen der letzten Wochen waren beide 
Verbände indes aus einem anderen 
Grund: Curafutura wird präsidiert von 
Ignazio Cassis, H+ dagegen von Isa
belle Moret, die beide für die FDP in 
den Bundesrat wollen. Der indirekte 
Zusammenstoss des Duos hat etwas 
Beruhigendes, nachdem zuletzt immer 
wieder auf die Ähnlichkeit der beiden 
Profile hingewiesen wurde – männig-
lich mag da schon gedacht haben, dass 
die Bundesratswahl ebenso gut per 
Los entschieden werden könnte. ( fre)

*
Ältere Semester erinnern sich an die 
Aufregung im Lande, als Bundesrat 
Moritz Leuenberger (SP) anno 2000 
seinen Schnauz abrasierte. Vergleich-
bar verändert hat sich seither kein 
Mitglied der Landesregierung mehr. 
Immerhin beweist jetzt Bundesrats
sprecher André Simonazzi, der bei 
den Sitzungen des Gremiums jeweils 
mit dabei ist, ähnlichen Mut: Er lässt 
sich einen Bart wachsen, wie an der 
Medienkonferenz vom Mittwoch festzu-
stellen war. «Ich wollte den Journalisten 
schon lange einmal zeigen, wo der 
Bartli den Most holt», begründet Simo-
nazzi auf Anfrage. Wir lassen uns 
natürlich nicht einschüchtern, sondern 
freuen uns für die Bartträger der Na-
tion: Sie waren an den Bundesratssit-
zungen bislang noch schlechter reprä-
sentiert als Frauen und Tessiner. ( fre)

Kreuz & (ver)quer

Altersvorsorge
Gegner halten Altersvorsorge 
2020 für «Scheinreform»
SVP und FDP halten die Reform der Al-
tersvorsorge für eine «Scheinreform». 
Mit dieser blieben nicht nur die struktu-
rellen Probleme der Altersvorsorge unge-
löst, kritisieren sie. Die AHV werde sogar 
ausgebaut, was zu einem noch grösseren 
Finanzloch führe. Die Gegner greifen pri-
mär den AHV-Zuschlag von 70 Franken 
und die höheren Ehepaarrenten an. Die-
ser Leistungsausbau sei ab 2030 nicht 
mehr finanziert. In den folgenden Jahren 
explodiere der Finanzbedarf förmlich, 
weil die geburtenstarken Babyboomer-
Jahrgänge in Pension gingen. (SDA)

Medien
Rätoromanische Tageszeitung 
für vorerst ein Jahr gerettet
Die in Schwierigkeiten steckende rätoro-
manische Tageszeitung «La Quotidiana» 
erscheint auch 2018. Vier Partner haben 
200 000 Franken zusammengebracht, 
um der einzigen Tageszeitung der vierten 
Landessprache das Überleben für ein 
Zwischenjahr zu sichern. Neben dem 
Dachverband Lia Rumantscha beteiligen 
sich zu gleichen Teilen der Bund, der 
Kanton Graubünden und die romanische 
Nachrichtenagentur ANR. 150 000 Fran-
ken fliessen in die Erhaltung der Zeitung. 
50 000 Franken gehen an das Projekt 
«Medias rumantschas 2019». Dieses will 
ein künftiges Medienangebot in romani-
scher Sprache entwickeln. (SDA)

Urteil
SVP-Nationalrat Addor 
wegen Rassismus verurteilt
Der Walliser SVP-Nationalrat Jean-Luc 
Addor ist wegen Verstosses gegen die 
Antirassismusstrafnorm zu einer beding-
ten Geldstrafe verurteilt worden. Auslö-
ser waren ein Tweet sowie ein Facebook-
Kommentar, den Addor 2014 verbreitet 
hatte. Er schrieb darin als Reaktion auf 
eine Schiesserei in einer Moschee in 
St. Gallen, bei der ein Mann getötet wor-
den war: «Wir wollen mehr davon!» Der 
Islamische Zentralrat reichte darauf 
Strafanzeige ein. Addor wurde nun zu 
einer auf zwei Jahre bedingten Geldstrafe 
von 60 Tagessätzen zu 300 Franken ver-
urteilt. Hinzu kommen eine Busse von 
3000 Franken sowie die Gerichts- und 
Verfahrenskosten. (SDA) 

Nachrichten


